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La Pila

Die Verantwortung des Abfallerzeugers 
im Fall La Pila bleibt umstritten
Der Kanton und die Stadt 
dürften für die Sanierung 
der Deponie La Pila wohl  
zur Kasse gebeten werden. 
Ob dies auch für den  
Verursacher des problemati-
schen Abfalls gilt, ist selbst 
unter Juristen umstritten.

Jean-Claude Goldschmid

FREIBURG «Eine komplexe Ge-
schichte», sagt Andreas Stöckli, 
Professor für Staats- und Ver-
waltungsrecht an der Universi-
tät Freiburg, als er sich über die 
Akten im Fall La Pila beugt. Und 
er hat nicht unrecht: Dies ist 
wohl einer der kompliziertesten 
Haftpflichtfälle, die den Kanton 
Freiburg je beschäftigt haben. 
Verschiedene Leserbriefe in den 
FN haben es an den Tag ge-
bracht: Kritische Bürgerinnen 
und Bürger beschäftigt in die-
sem Zusammenhang die Frage, 
ob wirklich der Steuerzahler 
statt des Verursachers – bezie-
hungsweise dessen Rechtsnach-
folgers – zur Kasse gebeten wer-
den müsse.

Vor allem Stadt in der Pflicht
Aber gerade die Beantwortung 

dieser wichtigen Frage bereitet 
auch einem gestandenen Juris-
ten wie Andreas Stöckli Kopfzer-
brechen. «Relevant sind hier die 
Bestimmungen im Artikel 32d 
des Umweltschutzgesetzes», 
sagt er. Nach diesem Artikel hat 
der Verursacher die Kosten für 
notwendige Massnahmen zur 
Untersuchung, Überwachung 
und Sanierung belasteter Stand-
orte zu tragen. Die Rechtspre-
chung erfasse als Verursacher 
sowohl den sogenannten Zu-
standsstörer als auch den Ver-
haltensstörer. Der Zustandsstö-
rer sei grundsätzlich der Eigen-
tümer des belasteten Standorts, 
in diesem Fall der Kanton. Der 
Verhaltensstörer sei insbesonde-
re der Betreiber der Deponie, die 
Stadt Freiburg. Denn sie sei 
grundsätzlich dafür verantwort-
lich gewesen, wer in La Pila wel-
che Abfälle deponiert habe. Es 
ist aber nicht ausgeschlossen, 
dass noch weitere Verhaltens-
störer dazukommen.

In der juristischen Praxis ha-
ben in der Regel der oder die Ver-
haltensstörer – also hier insbe-
sondere die Stadt – 70 bis 90 Pro-
zent der Kosten zu tragen, der 
Zustandsstörer 10 bis 30 Prozent 
–, wobei das Bundesgericht 
unter gewissen Voraussetzun-
gen von einer Kostenauferle-
gung absehe. Allerdings könne 
nach der Gesetzgebung des Kan-
tons Freiburg ein Teil der Kosten 
zulasten der Gemeinden von 
einem kantonalen Fonds über-
nommen werden. Für eine Sa-
nierung könne zudem eine Ab-
geltung durch den Bund, im vor-
liegenden Fall wohl in der Höhe 
von 40  Prozent der Kosten, ver-
langt werden – wobei unklar sei, 
ob diese Mittel nur der öffentli-
chen Hand zugutekommen.

Kein eindeutiger Entscheid
Aber was ist mit der Conden-

sateurs Fribourg SA? Das heute 
unter diesem Namen nicht mehr 
bestehende Unternehmen wird 
im Zusammenhang mit der De-
ponie La Pila immer wieder als 
Lieferant der giftigen Abfälle ge-

nannt – zuletzt in einem Artikel, 
der diese Woche im «Tages-An-
zeiger» und in anderen Zeitun-
gen des Tamedia-Konzerns er-
schienen ist. «Das Bundesge-
richt hat sich bisher – soweit er-
sichtlich – noch nicht eindeutig 
und ausführlich zur Frage ge-
äussert, ob auch der Abfallerzeu-
ger als Verursacher anzusehen 
ist und demnach kostenpflichtig 
ist», so Stöckli weiter. Es gebe 
einen Entscheid aus dem Jahr 
2016 (1C_524/2014, 1C_526/2014), 
in dem das Bundesgericht die 
Auffassung vertrete, dass «derje-
nige, der den Abfall deponiert, 
als Verhaltensstörer angesehen 
werden muss, wenn die Hand-
lung der Deponierung einen un-
mittelbaren Grund der Ver-
schmutzung darstellt».

Ob damit auch der Abfall-
erzeuger gemeint ist, sei indes 
nicht restlos klar. Das laut Stöck-
li «einschlägige und von kanto-
nalen Gerichten zum Teil über-
nommene» Gutachten von Pierre 
Tschannen und Martin Frick 
zum «Verursacherbegriff nach 
Artikel 32d des Umweltschutz-
gesetzes» hält dazu fest, dass 
auch der Abfallerzeuger in ge-
wissen Fällen verantwortlich ge-
macht werden könne. Letzteres 
gilt laut Stöckli insbesondere 
dann, wenn der erzeugte Abfall 
eine qualifizierte Gefährlichkeit 
aufweise. «Bei Sonderabfällen 
dürfte dies regelmässig gegeben 
sein», sagt der Rechtsprofessor. 
Er weist aber darauf hin, dass 
diese Frage in der Lehre immer 
noch umstritten sei.

Es gibt Ermessensspielraum
Was die endgültige Aufteilung 

der Kosten auf mehrere Verursa-
cher betrifft, bleibt das Umwelt-
schutzgesetz relativ offen. Dort 
heisst es nur, dass mehrere Ver-
ursacher die Kosten entspre-
chend ihren Anteilen an der Ver-
ursachung tragen. In erster Li-
nie trage die Kosten, wer die 
Massnahmen durch sein Verhal-
ten verursacht habe. Wer ledig-
lich als Inhaber des Standorts, 
insbesondere als Eigentümer, 
beteiligt sei, trage keine Kosten, 
wenn er «bei Anwendung der ge-
botenen Sorgfalt» von der Belas-
tung keine Kenntnis haben 
konnte. «Das lässt den Behörden 
einen gewissen Ermessensspiel-
raum, wenngleich in der Recht-
sprechung Kriterien entwickelt 
worden sind», bemerkt Stöckli 
dazu. Er geht davon aus, dass 
sich die Beteiligten in solch kom-
plexen Fällen miteinander an 
einen Tisch setzen und im Rah-
men der rechtlichen Vorgaben 
gütliche Einigungen suchen. 
Dadurch könne der Rechtsfrie-
den beschleunigt hergestellt 
werden, zumal auch die Chance 
kleiner sei, dass der Rechtsweg 
beschritten werde. Ausserdem 
könne dadurch eine erhöhte Ak-
zeptanz seitens der Beteiligten 
hergestellt werden. «Am Schluss 
steht dann aber die einseitige 
behördliche Anordnung über 
die Verteilung der Kosten», so 
Stöckli.

Zum jetzigen Zeitpunkt steht 
den Kostenforderungen grund-
sätzlich auch die Verjährung 
nicht entgegen. Gemäss Bundes-
gericht beginne die Verjäh-
rungsfrist erst mit der «Rechts-
kraft der abschliessenden Kos-
tenverteilungsverfügung» zu 

laufen, so Stöckli. Ein allenfalls 
zögerliches Verhalten der Behör-
den hinsichtlich der Sanierung 
der Deponie habe deshalb keine 
Auswirkungen hinsichtlich der 
Verjährung der Kostenforderun-
gen. Auch der Umstand, dass Ar-
tikel 32d des Umweltschutzge-
setzes erst nach der Schliessung 
der Deponie in La Pila in Kraft 
getreten sei, stehe der Kosten-
pflicht nicht entgegen. 

Und die Rechtsnachfolge?
Hoch interessant ist für Stöck-

li die Frage nach der Rechts-
nachfolge der Condensateurs 
Fribourg SA, sofern denn eine 
Verantwortlichkeit derselben 
festgestellt werden könne. Hier-
bei sind verschiedene Konstella-
tionen auseinanderzuhalten. Im 
Fall einer sogenannten Univer-
salsukzession (Gesamtrechts-
nachfolge) könne die Kosten-
pflicht des Verhaltensverursa-
chers bei Vermögens- oder Ge-
schäftsübernahme auf den 
Rechtsnachfolger übergehen. Zu 
diesem Schluss kommen sowohl 
das Bundesgericht als auch das 
Bundesamt für Umwelt in sei-
nem Leitfaden zu Altlasten für 
die Kantone. Wenn ein Verursa-
cher gar nicht mehr ermittelt 
werden könne oder zahlungsun-
fähig sei, sehe das Umwelt-
schutzgesetz vor, dass das dort 
nicht näher spezifizierte «Ge-
meinwesen» die Kosten für eine 
Sanierung zu tragen habe. Ge-
mäss dem kantonalen Gesetz 

über die belasteten Standorte sei 
dieses Gemeinwesen im Falle 
Freiburgs der Kanton. Eine an-
dere Frage ist diejenige, ob die 
damaligen Verwaltungsräte und 
Aktionäre der Consendateurs 
Fribourg SA oder deren Erben 
persönlich haftbar gemacht wer-
den können. Stöckli ist diesbe-
züglich skeptisch: Die umwelt-
schutzrechtliche Haftbarkeit be-
treffe in erster Linie die Gesell-
schaft als juristische Person, 
nicht die Verwaltungsräte und 

erst recht nicht die Aktionäre. 
Völlig auszuschliessen sei es 
aber nicht, zumal das Bundesge-
richt diese Frage im Zusammen-
hang mit der Sanierungspflicht 
auch schon geprüft habe. Ob 
aufgrund der Kostenpflicht der 
Gesellschaft eine aktienrechtli-
che Verantwortlichkeit der Ver-
waltungsräte entstehen könne, 
sei weiter höchst fraglich.

Die Massnahmen des Kantons 
zur Sicherstellung der Kosten 
bei allfälligen Drittverursachern 

lassen sich laut Stöckli auf das 
Umweltschutzgesetz abstützen. 
Sofern Drittverursacher ausge-
macht werden können, beurteilt 
Stöckli die Erfolgschancen einer 
solchen Sicherstellung grund-
sätzlich positiv. Aber wie hoch 
ist das Risiko, dass aus dieser Af-
färe ein Justizfall wird, der unter 
Umständen über Jahre ver-
schleppt wird, so dass es 
schliesslich doch der Steuerzah-
ler ist, der zur Kasse gebeten 
wird? «Wenn man privaten Fir-

Hinter diesen in den Boden gerammten Pfählen lagert das Gift im Abfallberg von La Pila.  

Reaktion des Umweltdirektors

Der Staat will Aktiven von Verursachern sichern

 Umweltdirektor Jean-
François Steiert (SP) be-

fasst sich schon seit seinem 
Amtsantritt mit dem Dossier La 
Pila. Allfällige Vorwürfe, dass 
die Kantonsregierung beim 
Dossier La Pila zu wenig aktiv 
sei, weist er in aller Form zu-
rück. Die Öffentlichkeit habe 
wohl teils den Eindruck, es gehe 
bei diesem Dossier nur langsam 
voran. «Aber Tatsache ist: Es 
geht hier um ziemlich viel Geld 
– in der vom Grossen Rat bevor-
zugten Variante nach heutigen 
Einschätzungen um 90 bis 110 
Millionen Franken.» Zudem sei-
en alle involvierten Parteien mit 
«ziemlich viel juristischem Wis-
sen» ausgestattet, «das sie ein-

gekauft haben». Dies habe zur 
Folge, dass der Staatsrat versu-
che, eine möglichst solide Be-
schlusslage zu haben. Dabei ge-
he es um verschiedene Bereiche: 
die Sanierung als solche und pa-
rallel dazu die Frage der Verant-
wortung. Verschiedene, teils 
noch in Arbeit befindliche Gut-
achten sollen dabei als Grundla-
ge für einen Entscheid zur Auf-
teilung der Verantwortlichkei-
ten dienen, den der Staatsrat bis 
Ende Jahr fällen wolle. Der Staat 
sei aber auch schon konkret ak-
tiv geworden und habe bei mög-
lichen Verursachern Massnah-
men getroffen, um Aktiven zu 
sichern. Steiert bestätigte einen 
entsprechenden Bericht der Ta-

media-Zeitungen. Gegenüber 
den FN ergänzte Steiert, dass es 
sich hierbei um ein «nicht gän-
giges Vorgehen» handle, wel-
ches in dieser Form ein Novum 
im Kanton Freiburg darstelle. 
Näher könne er sich dazu aus 
Verfahrensgründen aber nicht 
äussern, ebenso wenig zur Fra-
ge, welche Firmen seine Direk-
tion als Rechtsnachfolger der 
Condensateurs Fribourg SA 
identifiziert habe. Immerhin 
konnte Steiert aber im Gespräch 
mit den FN festhalten, dass es 
technisch gesehen nicht ganz 
einfach sei, im Einzelnen nach-
zuweisen, welche Firma vor 
über 40 Jahren welche Abfälle 
deponiert habe. jcg
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men in solchen Fällen derartige 
Kosten auferlegt, besteht eine er-
höhte Wahrscheinlichkeit, dass 
dagegen eine Beschwerde erho-
ben wird, wobei die Sache bis ans 
Bundesgericht weitergezogen 
werden kann – was einige Jahre 
in Anspruch nehmen kann», sagt 
Stöckli dazu.

Der Fall Bonfol
Oft wird als Präzedenzfall der 

Fall des jurassischen Dorfs Bon-
fol erwähnt. In der dortigen 

Sondermülldeponie hatte die 
Basler Chemische Industrie 
(BCI) bis in die 1970er-Jahre 
hochgiftigen Chemiemüll aus 
ihren Fabriken gelagert. Im Fall 
Bonfol gab es jedoch laut Stöckli 
die Besonderheit, dass im Jahr 
2005 zwischen dem Kanton Ju-
ra und der Basler Chemie eine 
Vereinbarung getroffen wurde, 
welche vorsah, dass weder der 
Kanton Jura noch die Gemeinde 
Bonfol Kosten der Sanierung zu 
übernehmen habe.

Mittelmeermöwe erobert Stadt
Die Mittelmeermöwe breitet sich in unseren Breitengraden immer weiter aus. Und sie hat auch  

Gefallen an der Stadt Freiburg als Lebensraum gefunden, wie Biologe Adrian Aebischer sagt.

Nadja Sutter

FREIBURG Möwengekreisch an 
einem lauen Sommerabend – 
das erinnert an Sommerferien 
am Meer. Doch es ist ein ganz 
gewöhnlicher Abend im Frei-
burger Jura-Quartier. Für das 
Ferienfeeling sorgen die zwei 
Möwen, die von einem Flach-
dach-Gebäude aus immer wie-
der zu Rundflügen im Quartier 
ansetzen, sich Scharmützel 
mit Krähen liefern und laut-
stark Präsenz markieren.

Eine Nachfrage bei Biologe 
Adrian Aebischer vom Amt für 
Wald und Natur ergibt: Bei den 
Tieren handelt es sich um Mit-
telmeermöwen. «Diese Möwen-
art hat sich in den letzten Jah-

ren in der Schweiz immer mehr 
ausgebreitet. Vor allem am 
Neuenburgersee gibt es grösse-
re Kolonien.» Dort brüteten 
rund 1000 Paare, allerdings 
nicht auf Freiburger Boden. In 
der ganzen Schweiz seien es 
rund 1200 bis 1300 Paare; im 
Kanton Freiburg schätzt Aebi-
scher deren Zahl auf unter 20. 
«Die Mittelmeermöwe stammt 
ursprünglich aus dem Mittel-
meerraum. Dort hat sie sich 
stark ausgebreitet, weil sie auf 
grossen Abfallhalden immer 
mehr Nahrung gefunden hat.» 
Nun sei die Art bis in die 
Schweiz gekommen.

Die Mittelmeermöwe sei sehr 
anpassungsfähig, sagt Adrian 
Aebischer. Alles, was sie brau-

che, seien Brutplätze in der Nä-
he von Gewässern und zu fres-
sen. Dabei ist die Mittelmeer-
möwe gar nicht anspruchsvoll: 
Sie frisst alles von kleinen Tie-
ren über Siedlungsabfälle bis 
hin zum liegen gelassenen Pau-
senbrot auf einem Schulhaus-
platz. «Oft sieht man die Möwen 
auch auf frisch umgegrabenen 
Äckern im Sensebezirk, wo sie 
Engerlinge und anderes Getier 
aus dem Boden  picken.»

Brüten auf dem Dach
Die Möwen brüten in der Re-

gel an Seeufern; am Greyerzer- 
und Schiffenensee bauen sie 
ihre Nester auch in die Sand-
steinfelsen. Und sie haben 
Flachdächer in Siedlungen als 
Brutstätten entdeckt. Adrian 
Aebischer weiss von brütenden 
Paaren in der Stadt Freiburg 
und sogar in Tafers.

«Viele Flachdächer sind mit 
Kies bedeckt und erinnern die 
Möwen an Kiesbänke in Ge-
wässern», erklärt Adrian Aebi-
scher. Zudem komme auf den 

Dächern kaum jemand vorbei 
und störe. Es würde ihn nicht 
überraschen, wenn die Möwen 
dort auch übernachteten, sagt 
Aebischer. Bisher habe er aber 
beobachtet, dass die Freibur-
ger Möwen sich zum Schlafen 
auf die Seen zurückzögen, et-
wa auf den Schiffenensee.

Meist bemerkt man die Mö-
wen erst, wenn die Jungtiere 
geschlüpft sind und viel Lärm 
machen. In Lausanne und Neu-
enburg seien die Möwen des-
wegen schon zum Problem ge-
worden, sagt Aebischer. Aus 
Freiburg oder Murten habe er 
bisher keine Reklamationen er-
halten. Störten die Möwen 
wirklich, könne man mit Vo-
gelscheuchen oder Bändern 
dafür sorgen, dass die Tiere 
sich auf dem Dach unwohl 
fühlten und kein Nest bauten.

Ein Problem können die Mit-
telmeermöwen indes für seltene 
Vogelarten wie Lachmöwen oder 
Fluss-Seeschwalben sein. Sie 
fressen nämlich deren Eier und 
vertreiben sie von Nistplätzen.

Die jungen Mittelmeermöwen sind zunächst braun, später werden sie weiss. Bild zvg/Adrian Aebischer

Zahlen und Fakten

Bis zu 1,40 Meter 
Flügelspannweite

Die Mittelmeermöwe ist 
mehrheitlich grau mit einem 
weissen Kopf und einem 
gelben Schnabel, wie es auf 
der Homepage der Vogelwar-
te Sempach heisst. Sie wird 52 
bis 58 Zentimeter lang, hat 
eine Flügelspannweite von 
1,20 bis 1,40 Metern und 
wiegt bis zu 1,5 Kilogramm. 
Die Mittelmeermöwe zieht 
pro Jahr eine Brut mit zwei 
oder drei Jungen gross. Die 
Brutdauer beträgt rund einen 
Monat, danach brauchen die 
Jungvögel 35 bis 40 Tage, bis 
sie fliegen können. Die Paare 
kehren in der Regel jedes Jahr 
an denselben Brutplatz 
zurück. Dieser liegt am Boden 
oder auf Gebäuden. Mittel-
meermöwen können bis zirka 
18 Jahre alt werden. nas

«Viele Flachdächer 

sind mit Kies  

bedeckt und  

erinnern die  

Mittelmeermöwen 

an Kiesbänke in 

Gewässern.»

Adrian Aebischer
Biologe

Swisscom stoppt die Umrüstung  
von Antennen im Kanton Freiburg
Der Natelnetz-Ausbau in 
Freiburg dürfte sich verzö-
gern. Die Swisscom reagiert 
mit einem Umbau-Stopp 
auf den Entscheid des 
Kantons, dass Umrüstun-
gen von Antennen auf 5G 
im Amtsblatt publiziert 
werden müssen.

Nadja Sutter

FREIBURG Wegen der Diskus-
sionen um die neue Mobilfunk-
technologie 5G hatte der Kan-
ton Freiburg im Juni entschie-
den, dass sämtliche Gesuche 
für 5G-Antennen künftig im 
Amtsblatt publiziert werden 
müssen. Zuvor konnten Tele-
komanbieter die Umrüstung 
von bestehenden Antennen auf 
die neue Technologie in einem 
vereinfachten Verfahren be-
willigen lassen.

«Viel aufwendiger»
«Ohne dieses Verfahren ist 

die Eingabe kleiner Änderun-
gen viel aufwendiger, und es 
dauert bis zu einem Entscheid 
deutlich länger», schreibt 
Swisscom-Mediensprecherin 

Annina Merk auf Anfrage der 
FN. Deshalb hätten alle Prozes-
se angepasst werden müssen. 
Die Swisscom habe darum ent-
schieden, vorerst keine kleine-
ren Änderungen, sogenannte 
Bagatelländerungen, am Frei-
burger Netz mehr vorzuneh-
men. Die Mediensprecherin 
bestätigte eine entsprechende 
Information von Radio Frei-
burg.

Nicht nur die Umrüstung auf 
5G sei vom Stopp betroffen, 
sondern alle kleineren Ände-
rungen von Mobilfunkanten-
nen. Dies führe dazu, dass sich 
der Netzausbau im Kanton ver-
zögere. Nicht betroffen sind 
hingegen neue Antennen – die 
Gesuche dafür mussten schon 
vor dem Entscheid des Kantons 
zu 5G im Amtsblatt publiziert 
werden.

Die Swisscom hatte Mitte Ju-
li ein Gesuch für die Umrüs-
tung auf 5G einer Mobilfunk-
antenne in Ueberstorf sowie 
für Änderungen einer Antenne 
in Tafers im Amtsblatt publi-
ziert. Zu diesen beiden Verfah-
ren konnte die Swisscom bis 
Redaktionsschluss allerdings 
keine Auskunft geben. Swisscom rüstet seine Antennen vorerst nicht mehr auf.  Bild Keystone/a

Bild Aldo Ellena

Die Deponie La Pila in der 
Gemeinde Hauterive ist der am 
meisten belastete Standort im 
ganzen Kanton. Bis zum Jahr 1975 
haben Firmen, aber auch private 
Haushalte über die Müllabfuhr 
der Stadt in dieser Anlage, die die 
Stadt Freiburg auf einem Gelände 
des Kantons betrieb, ihre Abfälle 
entsorgt. Hochproblematisch 
waren dabei aus heutiger Sicht 
vor allem die Kondensatoren des 
heute unter diesem Namen nicht 
mehr bestehenden Unterneh-
mens Condensateurs Fribourg 
SA. Sie enthielten die giftigen und 
krebsauslösenden organischen 
Chlorverbindungen PCB (poly-
chlorierte Biphenyle), welche 
auch heute noch in hohen 

Konzentrationen in La Pila 
vorhanden sind. Das Areal muss 
deshalb saniert werden, wobei 
die Gesamtkosten je nach 
Variante auf 90 bis 110 Millionen 
Franken geschätzt werden. Im 
Februar dieses Jahres präsentier-
te der Staatsrat vier Varianten für 
eine solche Sanierung: eine 
Totalsanierung, zwei Varianten 
einer Teilsanierung sowie eine 
Minimallösung, bei der nur das 
Material entfernt wird, das bei 
einer Rutschung freigesetzt 
werden könnte. In seiner 
Juni-Session diskutierte der 
Grosse Rat diese vier Varianten 
eingehend, ohne aber eine 
Entscheidung zum Thema zu 
treffen. jcg

Chronologie

Am meisten belasteter Standort im Kanton




